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Kloster Banz 2012: „Bayern 3.0 – digital in die Zukunft“ 
 
 
 
Auf ihrer traditionellen Herbstklausur in 
Kloster Banz hat die CSU-Fraktion die 
Digitalisierungsstrategie „Bayern 3.0 – 
digital in die Zukunft“ (Entschlie-
ßungstext unter: http://www.csu-
landtag.de/www/dateien/Bayern3.0 
Endfassung_190912.pdfeine) für ganz 
Bayern erarbeitet und will dafür in den 
kommenden Jahren ein Milliarde Eu-
ro im Landeshaushalt bereitstellen.  
 
Damit wollen wir erreichen, dass Bay-
ern auch im digitalen Zeitalter euro-
paweit führend bleibt. Da die „digitale 
Revolution“ nahezu alle Lebensberei-
che umfasst, ist eine wirksame und 
verantwortungsvolle Digitalisierungs-
strategie mehr als reine Technolo-
giepolitik. Denn die digitale Revolution 
betrifft auch Wirtschaft, Bildung und 
die Bürgergesellschaft. 
 
Die CSU-Fraktion will die Digitalisie-
rung in Bayern zum Wohle der Men-
schen in unserem Land gestalten. 
Dabei wollen wir Bayerns Stärken klug 
mit neuen Möglichkeiten verbinden. 
Bayern soll so die digitale Revolution 
bestens meistern und dabei lebenswert 
bleiben. 

 
Bayern als Vorreiter bei der dritten 
industriellen Revolution 
 
Wir wollen, dass Bayern seine indust-
riellen Stärken mit den neuen digitalen 
Möglichkeiten verbindet und so zum 
modernsten Industrie- und Produk-
tionsstandort wird. Dafür wollen wir 
die IT-Kompetenz in Bayern ausbauen. 
 
 
Bayern als Wegbereiter einer digita-
len Bildungsgesellschaft 
 
Bayern soll im digitalen Zeitalter nicht 
nur PISA-Sieger sein, sondern auch 
bei der digitalen Bildung zum Vorbild 
für ganz Deutschland werden. Dafür 
wollen wir die Menschen bestens auf 
den richtigen Umgang mit den neuen 
Medien und der digitalen Datenflut 
vorbereiten. Zudem sollen Menschen 
und Forschung durch neue Zugänge 
zu Informationen neue Perspektiven, 
wie beispielsweise in der Krebsfor-
schung, eröffnet werden. 
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Bayern als Baumeister einer digita-
len Heimat 
 
Auch in der digitalen Welt wollen die 
Menschen in Bayern sicher, selbstbe-
wusst und selbstbestimmt leben.  
Diese Sicherheit wollen wir gewährleis-
ten. Das heißt einerseits, wirksamen 
Schutz vor Internetkriminalität, Spi-
onage und Cyber-Angriffen auf unse-
re Infrastruktur sicherzustellen, ande-
rerseits aber auch, den Schutz per-

sönlicher Daten nachhaltig zu ver-
bessern. 
Gleichzeitig wollen wir die Möglichkei-
ten der digitalen Welt für ein sicheres 
und selbstbestimmtes Leben, etwa 
durch intelligente Gesundheitsassis-
tenten oder e-Government, für die 
Menschen in Bayern nutzbar machen. 
 
 
 

 
 

Einführung einer gesetzlichen Rauchwarnmelderpflicht 
 
 
Jährlich sterben in der Bundesrepub-
lik Deutschland bei nahezu 4.000 
Wohnungsbränden bis zu 600 Men-
schen an den Folgen von Verbren-
nungen oder Ersticken im Brandrauch. 
Rund 6.000 Menschen werden jedes 
Jahr verletzt.  
Die meisten Brände passieren im ei-
genen Zuhause. Rauchvergiftungen 
machen etwa 80 % der Todesursa-
chen bei Bränden aus, denn eine 
Rauchgasvergiftung kann bereits nach 
zwei Minuten tödlich sein. Viele der 
Brandtoten könnten daher noch am 
Leben sein, wenn die Opfer rechtzeitig 
durch Rauchmelder vor der drohenden 
Gefahr gewarnt worden wären.  
 
In den vergangenen Jahren wurde mit 
zahlreichen Informationskampagnen 
und Apellen für den freiwilligen Ein-
bau von Rauchmeldern geworben. 
Leider hat sich hierdurch die Zahl der 
Wohnungen, die mit diesen kosten-
günstigen Lebensrettern ausgestattet 
sind, nicht zufriedenstellend erhöht.  
 

Die CSU-Fraktion hat daher gemein-
sam mit Ihrem Koalitionspartner eine 
gesetzliche Rauchwarnmelderpflicht 
auf den Weg gebracht. Durch eine Än-
derung der Bayerischen Bauordnung 
sollen die Warngeräte nun zum Stan-
dard in bayerischen Wohnungen 
gemacht werden.  
 
Die Initiative der Regierungsfraktionen 
sieht vor, dass künftig in Schlafzim-
mern und Kinderzimmern sowie in 
Fluren, die zu Aufenthaltsräumen füh-
ren, jeweils mindestens ein Rauch-
melder angebracht sein muss. 
Die Eigentümer vorhandener Woh-
nungen sollen zudem verpflichtet wer-
den, jede Wohnung bis zum 31. De-
zember 2017 entsprechend auszustat-
ten. Die Pflicht zur Nachrüstung trägt 
dem Umstand Rechnung, dass die Ge-
fahr eines Brandes in älteren Gebäu-
den generell höher ist und die Ret-
tungswege tendenziell schlechter sind 
als bei Neubauten. 
Die Sicherstellung der Betriebsbe-
reitschaft soll den unmittelbaren Be-
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sitzern obliegen, es sei denn, der Ei-
gentümer übernimmt diese Verpflich-

tung selbst. 

 
 

Regionale Wertschöpfung bei regenerativen Energien sichern 
 
 
 
Neben der Landwirtschaft gibt es heute 
eine zweite Wertschöpfungsform, für 
die die ländlichen Räume geradezu 
prädestiniert sind. Es handelt sich um 
die Erzeugung regenerativer Ener-
gie, sei es durch Photovoltaik, Bio-
masse oder auch Windkraft. 
 
Der regionalen Wertschöpfung regene-
rativer Energien, insbesondere durch 
die Verbreitung der Genossen-
schaftsidee, zum Durchbruch zu ver-
helfen, kann gerade in Zeiten, in denen 
die Menschen mit Sorge auf die Stabili-
tät ihrer Währung blicken, ein Mittel 
zur Sicherung der Ersparnisse der 
Bevölkerung sein. 

 
Die CSU-Fraktion hat die Staatsregie-
rung daher in einem Antrag aufgefor-
dert, darauf hinzuwirken, dass die 
Wertschöpfungsmöglichkeiten im 
Bereich der regenerativen Energien als 
tragende Säulen des Entwicklungs-
konzeptes für den ländlichen Raum 
etabliert werden und hierfür angemes-
sene örtliche Strukturen, insbesondere 
im Rahmen von Genossenschafts-
modellen oder anderen Geschäfts-
modellen mit der Möglichkeit einer 
unmittelbaren Bürgerbeteiligung, 
entstehen können. 
 

 
 

Ferienangebot der Akademie für Lehrerfortbildung und Personal-
führung in Dillingen stärken 

 
 
Mit einem Ausbau des Ferienange-
botes der Akademie für Lehrerfortbil-
dung und Personalführung (ALP) wol-
len wir einen Beitrag zur Reduzie-
rung des fortbildungsbedingten Un-
terrichtsausfalls leisten und für das 
anschließende Schuljahr notwendige 
Fortbildungen (z. B. für Klassenlehrer 
allgemeiner Schulen bei Inklusion von 
Kindern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf) ermöglichen. Dabei sol-
len hinsichtlich des Urlaubsanspruchs 
staatlicher Beschäftigter soziale Krite-

rien und Fürsorgegesichtspunkte be-
rücksichtigt werden. 
 
In einem Antrag haben wir daher die 
Staatsregierung aufgefordert, das An-
gebot der zentralen Lehrerfortbildung 
der ALP in unterrichtsfreien Zeiten, 
insbesondere in den Sommerferien, im 
Rahmen der vorhandenen Stellen und 
Mittel weiter auszubauen.  
Nach einer ersten Erprobung und Eva-
luation soll dem Landtag über die Er-
fahrungen berichtet werden. 



Schwerpunkte unserer Arbeit Seite 4 

 
 
 
 

 

 

September 2012 
 

 

 

  

 
 

Einrichtung eines Studiengangs zur Ausbildung  
von Gebärdensprachdolmetschern 

 
 
In einem weiteren Antrag haben wir 
die Staatsregierung aufgefordert, sich 
unter Wahrung der Autonomie der 
Hochschulen und im Rahmen verfüg-
barer Haushaltsmittel für die Einrich-
tung eines Studiengangs zur Aus-
bildung von Gebärdensprachdol-
metschern einzusetzen.  

 
Dabei sollen vorrangig die Überle-
gungen der Hochschule Landshut in 
der Fakultät „Allgemeine Wissenschaf-
ten und Soziale Arbeit“ zugrunde ge-
legt werden. 

 
 


